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Verwaltungsgerichtsbarkeits-Anpassungsgesetz – Bundesministerium für 
Gesundheit, Begutachtung  
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren! 
 
Das Bundesministerium für Gesundheit übermittelt beiliegend den Entwurf eines 
Bundesgesetzes, mit dem das Gesundheits- und Krankenpflegegesetz, das 
Hebammengesetz, das Medizinische Assistenzberufe-Gesetz, das Medizinischer 
Masseur- und Heilmasseurgesetz, das MTD-Gesetz, das Sanitätergesetz, das 
Zahnärztegesetz, das Zahnärztekammergesetz, das Ärztegesetz 1998, das 
Gesundheits- und Ernährungssicherheitsgesetz, das Epidemiegesetz 1950, das 
Tuberkulosegesetz, das Apothekengesetz, das Gehaltskassengesetz 2002, das 
Apothekerkammergesetz 2001, das Tierseuchengesetz, das Tiergesundheitsgesetz, 
das Tierschutzgesetz, das Tierärztegesetz, das Tierärztekammergesetz, das 
Bangseuchen-Gesetz, das Lebensmittelsicherheits- und Verbraucherschutzgesetz, das 
Gentechnikgesetz, das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz, das Gewerbliche 
Sozialversicherungsgesetz, das Bauern-Sozialversicherungsgesetz und das Beamten-
Kranken- und Unfallversicherungsgesetz geändert werden 
(Verwaltungsgerichtsbarkeits-Anpassungsgesetz – Bundesministerium für 
Gesundheit), mit dem Ersuchen um Kenntnisnahme und allfällige Stellungnahme bis 
längstens 
 

11. Februar 2013 
 
Es wird ersucht, die Stellungnahme an das Bundesministerium für Gesundheit 
elektronisch an folgende E-Mail-Adresse zu übermitteln: 
 

vera.pribitzer@bmg.gv.at 
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Der Entschließung des Nationalrates anlässlich der Verabschiedung des Geschäfts-
ordnungsgesetzes, BGBl. Nr. 178/1961, entsprechend, werden die begutachtenden 
Stellen ersucht, die Stellungnahme dem Präsidium des Nationalrates zu übermitteln, 
und zwar – bei Vorhandensein der technischen Möglichkeit hiezu – im Wege elektro-
nischer Post an die Adresse 
 

begutachtungsverfahren@parlament.gv.at 
 
und davon in der Stellungnahme Mitteilung zu machen. 
 
Die Landeskammern der gesetzlichen Interessenvertretungen werden ersucht, die 
Stellungnahme unmittelbar der jeweiligen Bundeskammer zu übermitteln. 
 
Die Sozialversicherungsträger werden ersucht, die Stellungnahme unmittelbar dem 
Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger zu übermitteln. 
 
Das BKA-VD wird ersucht, insbesondere in Art. 24 des Entwurfes (ASVG) zu § 351g 
Abs. 1 sowie zu 351h Abs. 3 letzter Satz und Abs. 4 aus verfassungsrechtlicher Sicht 
Stellung zu nehmen. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass dieses Begutachtungsverfahren auch als Befassung 
gemäß Art. 1 Abs. 1 und 4 der Vereinbarung zwischen dem Bund, den Ländern und 
den Gemeinden über einen Konsultationsmechanismus und einen künftigen Stabili-
tätspakt der Gebietskörperschaften, BGBl. I Nr. 35/1999, anzusehen ist.  
 
Die Bundesländer werden ersucht, mitzuteilen, ob mit einer Zustimmung des 
jeweiligen Landes gemäß Art. 131 Abs. 4 des Bundes-Verfassungsgesetzes (in 
der Fassung des BGBl. I Nr. 51/2012) gerechnet werden darf: Der Entwurf sieht im 
Apothekerkammergesetz 2001 (§§ 57, 74 Abs. 4 und 79b Abs. 2), Ärztegesetz 1998 
(§§ 138 Abs. 6, 151 Abs. 3, 167b Abs. 7, 168, 169, 187 Abs. 6, 189 Abs. 3, 195c Abs. 5, 
195d Abs. 10, 195f Abs. 2 sowie 195h Abs. 1), Zahnärztekammergesetz (§§ 86, 106 
und 108), Hebammengesetz (§§ 53 und 53a), Tierärztekammergesetz (§§ 37 bis 39 
sowie 81a und 81b) und Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz (§§ 347a und 351h)  
in Angelegenheiten der Vollziehung des Bundes, die nicht unmittelbar von 
Bundesbehörden besorgt werden, die Zuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichtes 
vor. 

 
Mit freundlichen Grüßen 

 
Für den Bundesminister: 

i.V. Dr. Ulrike Windischhofer 
 
 

Beilagen: 3 
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